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I. �Einführung: Experimentierklauseln 
und Reallabore

Reallabore sind ein Schlüssel für die Transforma­
tion. Unter möglichst realen Bedingungen ermög­
lichen sie die befristete Erprobung innovativer 
Technologien, Produkte, Dienstleistungen oder 
Ansätze, um innovative Lösungen schnell und 
sicher in die Anwendung zu bringen.1 

Die rechtliche Grundlage für Reallabore sind oft 
Experimentierklauseln (auch Erprobungsklauseln 
genannt), also Rechtsvorschriften, die es den für 
ihre Umsetzung und Durchsetzung zuständigen 
Behörden ermöglichen, für die Erprobung innova­
tiver Technologien, Produkte, Dienstleistungen oder 
Ansätze von Fall zu Fall ein gewisses Maß an Flexi­
bilität walten zu lassen.

In vielen Fällen definieren Experimentierklauseln 
(oft auch Erprobungsklauseln genannt) den recht­
lichen Rahmen für die Erprobung.2 Sie dienen zwei 
zentralen Zwecken: Zum einen schaffen sie sowohl 
mit befristeten Ausnahmen von fachrechtlichen 
Vorgaben und Verboten für private oder öffentliche 
Akteure als auch mit behördlicher Begleitung die 
Möglichkeit, Innovationen kontrolliert im Reallabor 
zu erproben, die im allgemeinen Rechtsrahmen  
an Grenzen oder auf offene Fragen stoßen. Zum 
anderen kann der Gesetzgeber mithilfe von Ex­
perimentierklauseln schon zu einem frühen Zeit­
punkt Informationen über Innovationen, über deren 
Wirkungen unter realen Bedingungen und über 
den passenden rechtlichen Rahmen sammeln. Auf 
Grundlage der gewonnenen Informationen kann 

der allgemeine gesetzliche Rahmen so weiterent­
wickelt werden, dass Wirtschaft und Gesellschaft 
von diesen Innovationen profitieren, ohne dass 
unvorhersehbare Sicherheitsrisiken eingegangen 
werden. Experimentierklauseln sind somit ein Bau­
stein eines innovationsfreundlichen und evidenz­
basierten Rechtsrahmens und ein entscheidender 
Faktor eines attraktiven Innovationsstandortes.

Experimentierklauseln sind kein neues Phänomen – 
schon in den 1950er-Jahren wurden erste Experimen­
tierklauseln im deutschen Recht verankert. Doch 
erst mit der rasant fortschreitenden Digitalisierung 
in Wirtschaft und Gesellschaft gewannen sie in den 
vergangenen Jahren in Deutschland und weltweit 
erheblich an Bedeutung. Im deutschen Recht sind 
Experimentierklauseln bereits in unterschiedlichen 
Regelungsbereichen verankert, z. B. § 2 Abs. 7 Perso­
nenbeförderungsgesetz, § 13 Gewerbeordnung,  
§ 11 Abs. 3 Vertrauensdienstegesetz, § 16 Autonome-
Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebs-Verord­
nung, § 23 Postgesetz.

Mit dem fortschreitenden Wandel dürfte es in Zu­
kunft zur Daueraufgabe werden, in der Gesetzge­
bung immer wieder neue Möglichkeiten zur Erpro­
bung von innovativen Lösungen im realen Umfeld 
zu schaffen. Es ist daher von entscheidender Be­
deutung, Experimentierklauseln von Anfang an bei 
der Erarbeitung und Novellierung von Gesetzen 
mitzudenken und stets ihre Erforderlichkeit und 
die Umsetzungsmöglichkeiten zu prüfen.

1	 Im Rahmen dieses Prüfschemas werden Reallabore als Politikinstrument entsprechend den Definitionen des Rates der Europäischen Union  
(https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13026-2020-INIT/de/pdf, TZ 8-10) definiert. Demnach zeichnen sich Reallabore vor allem durch  
folgende Merkmale aus: (1) befristete Erprobung innovativer Technologien, Produkte, Dienstleistungen oder Ansätze, (2) möglichst reale Bedingungen,  
(3) Beteiligung der zuständigen Behörde, die die Erprobung je nach Ausgestaltung des Reallabors beaufsichtigt, aktiv begleitet, unterstützt und/oder  
kontrollierte Ausnahmen von allgemeinen rechtlichen Vorgaben gestattet, und (4) regulatorisches Lernen.

2	 Der Rat der Europäischen Union hat im Rahmen von Schlussfolgerungen zu Reallaboren und Experimentierklauseln (https://data.consilium.europa.eu/doc/
document/ST-13026-2020-INIT/de/pdf) Experimentierklauseln als „Rechtsvorschriften, die es den für ihre Umsetzung und Durchsetzung zuständigen 
Behörden ermöglichen, für die Erprobung innovativer Technologien, Produkte, Dienstleistungen oder Ansätze von Fall zu Fall ein gewisses Maß an  
Flexibilität walten zu lassen […]“ definiert.
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Vor dem Hintergrund des Kabinettbeschlusses vom 
13. April 2021 (22-Punkte-Paket für Bürokratie­
erleichterungen) ist eine verbindliche Prüfung der 
Erforderlichkeit von Experimentierklauseln im 
Rahmen von Gesetzgebungsverfahren durchzu­
führen.3 Die Pflicht zur Durchführung der Prüfung 
liegt bei der Bundesregierung. Diese Prüfpflicht gilt 
für alle neuen Gesetze sowie die Überarbeitung 
von Gesetzen.

3	 Beschluss des Bundeskabinetts vom 13. April 2021 zum „22-Punkte-Paket für Bürokratieerleichterungen“: „In Fachgesetzen soll die Möglichkeit  
zum •Ausprobieren• verstärkt werden. Dazu sollen vermehrt Experimentierklauseln genutzt werden, um insbesondere Reallabore zu ermöglichen.  
Deshalb wollen wir im Rahmen des Ressortprinzips in Zukunft für jedes Gesetz prüfen, ob durch die Aufnahme einer Experimentierklausel innovativen  
Leistungen Freiraum gegeben werden kann.“
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Ausschlussgründe
 1. Liegen besondere Ausschlussgründe für die

Schaffung einer Experimentierklausel vor?
(z.B. Unionsrecht, staatliche Schutzpflichten, …)

Experimentierklausel
nicht möglich

Experimentierklausel
angezeigt

Experimentierklausel
nicht geboten

2. aktueller 
Erprobungsbedarf?

Und/Oder

Erforderlichkeit besteht …

3. künftiger 
Erprobungsbedarf?

Ja
Nein

Ja Nein

Abb. 1: Prüfung der Erforderlichkeit einer Experimentierklausel

Quelle: Darstellung des BMWK in Anlehnung an Schmitz et al. (2024), S. 69.

II. Bearbeitungshinweise

Für die Durchführung der verbindlichen Prüfung 
der Erforderlichkeit von Experimentierklauseln ist 
dieses Schema zu verwenden. Dabei ist zunächst zu 
prüfen, ob im Bereich der neu geschaffenen oder 
geänderten Regelungen Ausschlussgründe vorlie­
gen, die gegen die Aufnahme einer Experimentier­
klausel sprechen (Prüffrage 1). Liegen keine Aus­
schlussgründe vor, ist der aktuelle (Prüffrage 2) und 
künftige (Prüffrage 3) Erprobungsbedarf zu prüfen. 
Den einzelnen Prüffragen sind Kriterien zugeord­
net, anhand derer Sie einschätzen können, ob Aus­
schlussgründe oder Erprobungsbedarf vorliegen.4 

Wenn Sie auf Basis dieser Prüffragen zu der Ein­
schätzung kommen, dass Ausschlussgründe vor­
handen sind oder kein Erprobungsbedarf vorliegt, 
so ist eine Experimentierklausel nicht möglich 
bzw. nicht geboten. 

Sind keine Ausschlussgründe vorhanden und liegt 
Erprobungsbedarf vor (aktueller oder künftiger 

oder beides), so ist eine Experimentierklausel grund­
sätzlich angezeigt. Es ist dann im Bereich der neu 
geschaffenen oder geänderten Regelungen im De­
tail festzulegen, ob und in welcher Form eine Expe­
rimentierklausel aufgenommen werden soll. Die 
Experimentierklausel kann mithilfe der Arbeits­
hilfe zur Formulierung von Experimentierklauseln 
formuliert werden. 

Prüfung im Rahmen der E-Gesetzgebung: Für 
eine einfache digitale Prüfung und zur Unterstüt­
zung bei der Formulierung von Experimentierklau­
seln stehen in der Plattform der E-Gesetzgebung 
digitale Anwendungen zur Verfügung: 

	● Digitales Modul zur Prüfung der Erforderlich­
keit der Experimentierklausel: ab Frühjahr 2025 
verfügbar 

	● Digitales Modul der Arbeitshilfe zur Formulie­
rung einer Experimentierklausel

4	 Hinweis: Bei der Einschätzung kann im Einzelfall die Einbindung von Referaten und/oder Ressorts sinnvoll sein, die im entsprechenden Themenfeld  
Forschung, Entwicklung und Innovation fördern oder einschlägige Ressortforschungseinrichtungen betreuen, bzw. die direkte Ansprache von relevanten 
Interessenvertretungen aus Wissenschaft, Wirtschaft oder Zivilgesellschaft.
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Ausschlussgrund 1

	● Die Erprobung von Innovationen unter Real-
bedingungen ist grundsätzlich mit internatio-
nalen und europarechtlichen Vorgaben nicht 
vereinbar. 
 
Erläuterung: Gemäß der Normenhierarchie hat 
Europarecht Vorrang vor nationalen Regelungen. 
Auch internationales Recht kann vorrangig gel­
ten. In der Praxis sind viele Regelungsbereiche 
vor allem europarechtlich überformt. Sofern 
dies der Fall ist und bspw. europarechtliche Vor­
gaben keine Möglichkeiten beinhalten, dass auf 
nationaler Ebene rechtliche Spielräume für die 
Erprobung geschaffen werden können, kann 
keine Experimentierklausel im deutschen Recht 
verankert werden.

Ausschlussgrund 2

	● Die Erprobung von Innovationen unter Real-
bedingungen ist grundsätzlich nicht mit staat-
lichen Schutzpflichten und sonstigen staatlichen 
Interessen vereinbar.  
 
Erläuterung: Bei der Erprobung innovativer 
Technologien, Produkte, Dienstleistungen oder 
Ansätze sind grundsätzlich die potenziellen 
Möglichkeiten, die Innovationen bieten, mit 
dem Innovationsrisiko abzuwägen. Dabei sind 

relevante staatliche Interessen, insbesondere 
staatliche Schutzpflichten, in den Blick zu neh­
men.5 Im Rahmen der Erstellung der Experimen­
tierklausel kann in sehr vielen Fällen mit einer 
geeigneten Formulierung der Klausel eine aus­
gewogene Balance zwischen der Förderung von 
Innovationen und dem Schutz anderer Rechts­
güter gefunden werden, bspw. indem konkrete 
Anforderungen an die Erprobung in der Experi­
mentierklausel oder an die behördliche Beglei­
tung formuliert werden (siehe Arbeitshilfe zur 
Formulierung von Experimentierklauseln). In 
einzelnen Ausnahmefällen können jedoch staat­
liche Interessen der Schaffung einer Experimen­
tierklausel grundsätzlich entgegenstehen, z. B. 

Kriterien 

	● wenn der Regelungsgegenstand ausnahms­
weise so risikosensitiv ist, dass die Erprobung 
von Innovationen unter Realbedingungen 
grundsätzlich nicht mit staatlichen Schutz­
pflichten vereinbar ist. 

	● 	wenn der Rechtsbereich ausnahmsweise in 
sehr hohem Maße auf Kohärenz angewiesen 
ist, sodass Abweichungen zu Verwerfungen in 
der Rechtsordnung führen können (z. B. das 
von strengen Prinzipien geprägte und auf 
Dauerhaftigkeit angelegte Sachenrecht und 
Grundbuchrecht). 

Prüffrage 1 – Ausschlussgründe für eine Experimentierklausel

Liegen einer oder mehrere der folgenden besonderen Ausschlussgründe für die Schaffung einer  
Experimentierklausel vor?

5	 Zur Abwägung von Risiken bei Erprobungen im Reallabor vgl.: Schmitz et al., Regelungsoptionen für die gesetzliche Verankerung von übergreifenden Stan-
dards für Reallabore, November 2023, S. 48 f.

III. Prüfschema
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Ausschlussgrund 3

	● Eine Erprobung wäre mit Mehrbelastungen für 
die öffentlichen Haushalte (z. B. auch Sozial-
versicherungen) verbunden, für die es keine 
Finanzierungsgrundlage sowie keine Gegenfi-
nanzierung gibt.  
 
Erläuterung: Ein Ausschlussgrund besteht auch 
dann, wenn die Durchführung der Erprobung auf 
Basis einer neuen Experimentierklausel zu Mehr­
belastungen für die öffentlichen Haushalte füh­
ren würde, für die es keine Finanzierungsgrund­
lage und keine Gegenfinanzierung gibt, und die 
auch für die Erprobung nicht geschaffen werden 
kann oder soll. Gleichzeitig können die Mehrbe­
lastungen nicht durch eine geeignete Formulie­
rung der Anforderungen an die Erprobung in 
der Experimentierklausel vermieden werden. 

Ausschlussgrund 4

	● Liegt ausnahmsweise ein sonstiger Ausschluss-
grund vor, der sich nicht durch eine geeignete 
Formulierung der Anforderungen an die Erpro-
bung oder die behördliche Begleitung in der 
Experimentierklausel beheben lässt. 
 
Erläuterung: Da mit dem übergreifenden Prüf­
schema nicht alle innovationsspezifischen Be­
sonderheiten berücksichtigt werden können, ist 
zu prüfen, ob für den jeweiligen Innovationsbe­
reich ausnahmsweise ein oder mehrere wichtige 
konkrete Gründe vorliegen, die die Formulie­
rung und Aufnahme einer Experimentierklausel 
ausschließen. Bitte beachten Sie hierbei, dass 
regelmäßig eine geeignete Formulierung der 

Anforderungen an die Erprobung in der Experi­
mentierklausel hier entgegenwirken kann (siehe 
Arbeitshilfe zur Formulierung von Experimen­
tierklauseln) und vor diesem Hintergrund dann 
kein Ausschlussgrund vorläge.  

6	 § 2 Abs. 7 PBefG: „Zur praktischen Erprobung neuer Verkehrsarten oder Verkehrsmittel kann die Genehmigungsbehörde auf Antrag im Einzelfall  
Abweichungen von Vorschriften dieses Gesetzes oder von aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften für die Dauer von höchstens fünf Jahren  
genehmigen, soweit öffentliche Verkehrsinteressen nicht entgegenstehen.“

Zwischenergebnis

Sofern einer oder mehrere Ausschlussgründe  
zutreffen, wird die Prüfung nach Prüffrage 1  
abgebrochen. 

Liegen keine Ausschlussgründe vor, muss die 
Erforderlichkeit einer Experimentierklausel 
mit den Prüffragen 2 und 3 bewertet werden. 
Dabei wird unterschieden zwischen aktuellem 
Erprobungsbedarf in Prüffrage 2 (bereits be­
kannte Innovationen) und künftigem Erpro­
bungsbedarf in Prüffrage 3 (noch nicht konkret 
bekannte, aber erwartbare Innovationen). 
Beide Prüffragen sind zu beantworten, weil 
die Überlegungen dazu für die mögliche Aus­
gestaltung der Experimentierklausel wichtig 
sind. Gleichwohl ist die Formulierung einer 
Experimentierklausel auch dann grundsätz­
lich angezeigt, wenn nur eine der beiden Prüf­
fragen 2 und 3 mit „ja“ beantwortet werden 
kann. 

Hinweis: In der Praxis decken Experimentier­
klauseln im Regelfall beide Fälle (aktuellen 
und künftigen Erprobungsbedarf) ab, indem 
sie innovationsoffen formuliert sind. Ein Bei­
spiel ist die Experimentierklausel im Perso­
nenbeförderungsrecht (§ 2 Abs. 7 PBefG)6.
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Erläuterung: Für den Fall, dass innovative Techno­
logien, Produkte, Dienstleistungen oder Ansätze 
bereits bekannt sind, ist in der Regel ein zusätzli­
cher Erprobungsbedarf dann zu bejahen, wenn 

Kriterien

	● der Rechtsrahmen noch keine ausreichenden 
Möglichkeiten für die Erprobung von innovati­
ven Technologien, Produkten, Dienstleistungen 
oder Ansätzen bietet und die Erprobung sowie 
der Markteintritt durch den bestehenden allge­
meinen Rechtsrahmen gehindert oder 
erschwert werden oder Unsicherheiten hin­
sichtlich des Rechtsrahmens bestehen, 

	● eine befristete Erprobung der Innovation ihrer 
Natur nach möglich ist

	● und die Erprobung der Innovationen mit einem 
rechtlichen Erkenntnisinteresse hinsichtlich deren 
künftiger Regulierung verbunden ist (z. B. weil 
noch keine umfassenden und abschließenden 
Bewertungen mit Blick auf den Marktzugang 
der Innovation vorgenommen worden sind) 
und diese rechtliche Erkenntnis aus der Erpro­
bung auch gewonnen werden kann.

Prüffrage 2 – �Erforderlichkeit der Experimentierklausel: aktueller Erprobungs-
bedarf

Gibt es im Bereich der neu geschaffenen oder geänderten Regelungen Erprobungsbedarf für bereits 
bekannte innovative Technologien, Produkte, Dienstleistungen oder Ansätze und bietet der bestehende 
Rechtsrahmen keine ausreichenden Möglichkeiten für derartige Erprobungen?

Zwischenergebnis

Sofern ein aktueller Erprobungsbedarf bejaht 
werden kann, ist eine Experimentierklausel 
grundsätzlich angezeigt. Dennoch ist unab­
hängig davon, ob ein aktueller Erprobungsbe­
darf vorliegt oder nicht, im nächsten Schritt 
Prüffrage 3 zu beantworten. 
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Erläuterung: Es ist die Frage zu beantworten, ob im 
Regelungsbereich in Zukunft innovative Technolo­
gien, Produkte, Dienstleistungen oder Ansätze zu 
erwarten sind und der Rechtsrahmen Flexibilität für 
diesen möglichen Erprobungsbedarf bieten sollte. 
Folgende Kriterien können für die Beantwortung 
dieser Frage herangezogen werden, sofern der be­
stehende Rechtsrahmen noch keine ausreichenden 
Erprobungsmöglichkeiten vorsieht: 

Kriterien

	● Ist im zu regulierenden Bereich zukünftig ein 
Aufkommen innovativer Technologien, Produkte, 
Dienstleistungen oder Ansätze wahrscheinlich? 
Sind in anderen Regelungsbereichen ggf. Inno­
vationen bekannt, die zukünftig auch zu einem 
Erprobungsbedarf im zu regulierenden Bereich 
führen können? 

	● Erschwert die Regelungsdichte des jeweiligen 
Bereichs die Erprobung potenzieller Innovatio­
nen und könnten durch eine Flexibilisierung 
des Rechtsrahmens Innovationsanreize gesetzt 
werden?

Prüffrage 3 – �Erforderlichkeit der Experimentierklausel: antizipierter bzw.  
künftiger Erprobungsbedarf

Ist mit Blick auf mögliche innovative Technologien, Produkte, Dienstleistungen oder Ansätze im 
Bereich der neu geschaffenen oder geänderten Regelungen ein Erprobungsbedarf zu erwarten und 
bietet der bestehende Rechtsrahmen keine Erprobungsmöglichkeiten für künftige Innovationen?

Ergebnis

Wurde keine der beiden Prüffragen 2 und  
3 bejaht, ist eine Experimentierklausel nicht 
angezeigt. 

Wurde mindestens eine der Prüffragen 2 und 
3 bejaht, ist die Schaffung einer Experimen­
tierklausel grundsätzlich angezeigt. Dann ist 
für den Regelungsbereich im Detail zu prüfen, 
ob und in welcher Form eine Experimen­
tierklausel aufgenommen werden soll. Die 
Experimentierklausel kann mithilfe der 
Arbeitshilfe zur Formulierung von Experimen­
tierklauseln formuliert werden. 
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